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Vorstellung
Bernhard Wilms

Jahrgang 1947

Dipl.-Ingenieur Maschinenbau

Berufserfahrung

 Technische Beratung Maschinen- und 
Verfahrenstechnik

 Abteilungs- und Dienststellenleiter 
Deutsche Bundesbahn / DB AG

 Leiter von technischen und Organisations-
projekten

 Leiter von technischen und Führungsseminaren

 Mitarbeit in ÖPP-Projekten (Straßeninfrastruktur)

Ehrenamt

 Betreiber einer Online-Bürgerzeitung 
(seit 2008)

 Vorsitz VdK-Kreisverband Mönchen-
gladbach (2008 bis 2016)

 Mitinitiator des Projektes 
„NULL Barrieren in Mönchengladbach“

 „Intervention“ zum Nahverkehrsplan 
Mönchengladbach als gemeinsames 
Projekt von BSK  und SoVD (02.2017)

 Mitarbeit im BSK-Fachteam „Bauen“ 
(05.2017 bis 02.2021) und im BSK-
Fachteam „Mobilität“ (seit 03.2021)
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Die deutsche Übersetzung der 
BRK fand ohne Beteiligungen von 
Menschen mit Behinderungen und 
deren Verbände statt.
Alle Bemühungen von Seiten der 
Behindertenorganisationen in den 
vier beteiligten Staaten, 
wenigstens die gröbsten Fehler 
zu korrigieren, scheiterten.
Ein Zusammenschluss aus fast 80 
NGOs, wozu auch der BSK ge-
hört, veröffentlichte 2018 die 
mittlerweile 3. Fassung einer 
„Schattenübersetzung“ in der die 
Fehler markiert und korrigiert
wurden.
Federführend war dabei das 
Berliner „Netzwerk Artikel 3“, ein 
Verein für Menschenrechte und 
Gleichstellung Behinderter 
(www.netzwerk-artikel-3.de).
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Ca. 340 SeitenEssen, 11.03.2016

2012 … 2016
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• Beiräte zur Vertretung der Interessen von Menschen mit 
Behinderungen …

• Befragung zu den Strukturen … in den Kommunen
• Qualitative Untersuchung mittels Fokusgruppen
• Politische Partizipation von Menschen mit Lernschwierigkeiten …
• Befragung von aktiven Selbsthilfe-Vertreterinnen und –Vertretern
• https://www.lag-selbsthilfe-nrw.de/wp-content/uploads/2021/02/LAG-

Abschlussbericht_final_2016-01-12_barrierefrei-1.pdf

2012 … 2016

2016 … 2019

Inhalte des Abschlussberichtes (Auszug)
• Hintergrund des Projektes
• Arbeit im Projekt
• Ergebnisse der wissenschaftlichen Projektbegleitung
• Ergebnisse der Abschlussbefragung
• https://www.lag-selbsthilfe-nrw.de/wp-

content/uploads/2021/01/Abschlussbericht_mehr-Partizipation-wagen-1.pdf

17 Workshops in 
unterschiedlichen 
NRW-Kommunen
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Quelle (2016/2019): 

Parameter einer effektiven Partizipation

Zur Erinnerung:
effektiv
= die richtigen Dinge tun
effizient
= die Dinge richtig tun

2012 … 2016
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… geht auf das lateinische Wort „particeps“ (= „teilnehmend“) zurück und 
steht für Beteiligung, Teilhabe, Mitwirkung oder Einbeziehung.

… ist ein wichtiges Gestaltungsprinzip in einer pluralistischen Gesellschaft. 

… bedeutet, dass sich Menschen (Bevölkerungsgruppen, Organisationen, 
Verbände, Parteien) aktiv und maßgeblich an allen Entscheidungen 
beteiligen, die ihr Leben beeinflussen. 

… bedeutet außerdem, dass die Menschen ihre Erfahrungen und 
Wertvorstellungen in die gemeinsame Arbeit einbringen. 

… ist mehr als freundliches Zuhören und großzügiges Aufnehmen von 
Wünschen.

… stellt die Frage nach der Verteilung von Entscheidungsbefugnissen und 
damit die Frage nach der Machtverteilung.

… ist keine „Spielwiese“, sondern meint das Recht, an realen 
Entscheidungen beteiligt zu werden und sich zu beteiligen 

… bedeutet mitwirken, mitgestalten, mitbestimmen zu können und wollen.

Partizipation … 

Eine Auswahl von 
Aspekten …
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Partizipative Struktur bedeutet …

… dass ein gesetzlicher und organisatorischer Rahmen 
geschaffen wird, mit dem Ziel, politische Partizipation im 
kommunalen Kontext zu ermöglichen. 

Zur Struktur gehören etwa die verschiedenen Beauftragten, Gremien und 
Gruppen der Interessenvertretung sowie Satzungen. 

Auch Unterstützungsleistungen (finanziell, personell, räumlich) und Nachteils-
ausgleiche, die politische Partizipation ermöglichen und Barrierefreiheit 
schaffen, sind Teil einer partizipativen Struktur.
Letzteres trifft nicht - oder nur in eingeschränktem Umfang - auf die vielen 
Interessenvertretungen zu, die nicht kommunal „institutionalisiert“ sind (BSK, 
SoVD, VdK usw.)
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Institutionalisierte 
„Vielfalt“ im Zeichen 
des Föderalismus
(Stand: 2016)
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Institutionalisierte 
„Vielfalt“ im Zeichen 
des Föderalismus
(Stand: 2016)
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Institutionalisierte 
„Vielfalt“ im Zeichen 
des Föderalismus
(Stand: 2016)

16



Po
lit

is
ch

en
 P

ar
ti

zi
pa

ti
on

Dipl.‐Ing. Bernhard Wilms

Sachkundige Bürgerinnen und Bürger:
• Hauptwohnsitz in der Kommune
• Mindestalter = 18 Jahre alt
• Staatsangehörigkeit eines EU-Mitgliedsstaates
• Stimmberechtigung in Ausschüssen  

Sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner:
• Hauptwohnsitz in der Kommune
• Mindestalter = 18 Jahre alt
• Nur beratend in Ausschüssen
• KEINE Stimmberechtigung

Aus der Gemeindeordnung NRW:

Institutionalisierte 
„Vielfalt“ im Zeichen 
des Föderalismus
(Stand: 2016)
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Institutionalisierte 
„Vielfalt“ im Zeichen 
des Föderalismus
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Inklusive Kultur bedeutet …

… dass Inklusion im Kopf jeder und jedes einzelnen 
anfängt. 

Barrieren abbauen heißt auch, Bewusstsein und Sichtbarkeit schaffen, Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen und Bürgerinnen und Bürger sensibilisieren, um so gesell-
schaftlich eine neue, inklusive Kultur zu ermöglichen. 

Eine inklusive Kultur politischer Partizipation zeigt sich so z.B. an einer 
wertschätzenden Haltung gegenüber der kommunalen (institutionalisierten) 
Interessenvertretung und an der Begegnung auf Augenhöhe.
Nicht „institutionalisierte“ Interessenvertretungen müssen sich die „Begegnung 
auf Augenhöhe“ nicht selten „erkämpfen“.
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Politische Aktivität bedeutet …

… dass es essentiell für politische Partizipation ist, dass 
sie auch tatsächlich praktiziert wird.

… dass sich verschiedene Menschen aktiv in der 
Kommunalpolitik beteiligen.  

Diese Aktivität muss gerade, wenn sie noch keine Selbstverständlichkeit ist, gefördert 
und unterstützt werden. 

Es hat sich gezeigt, dass Interessenvertretungen zufriedener und effektiver arbeiten, 
wenn sie politisch proaktiv und eigeninitiativ statt reaktiv arbeiten können. 

Wenn sie also zum Beispiel selbst entscheiden, welche Themen sie bearbeiten und wie sie 
arbeiten möchten. 

Arbeiten Interessenvertretungen dagegen eher reaktiv, das heißt, reagieren sie primär auf 
Anfragen und Aufträge aus Politik und Verwaltung und sind in ihrem Themenspektrum 
begrenzt, sind sie tendenziell weniger zufrieden mit ihrer Arbeit und beenden ihr 
Engagement häufiger. 

20



Po
lit

is
ch

en
 P

ar
ti

zi
pa

ti
on

Dipl.‐Ing. Bernhard Wilms

Spannungsfelder (Auswahl)

In diesen Spannungs-
feldern bewegt sich 
jede 
„institutionalisierte“ 
und nicht 
institutionalisierte 
Interessenvertretung 
gleichermaßen
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In diesen Spannungs-
feldern bewegt sich 
jede 
„institutionalisierte“ 
und nicht 
institutionalisierte 
Interessenvertretung 
gleichermaßen

Spannungsfelder (Auswahl)
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In diesen Spannungs-
feldern bewegt sich 
jede 
„institutionalisierte“ 
und nicht 
institutionalisierte 
Interessenvertretung 
gleichermaßen

Spannungsfelder (Auswahl)
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Politische Partizipation ist 
auf Grundlage der UN-BRK ein 
Kernelement von Inklusion

Partizipationsstufen in Anlehnung an die 
Politikwissenschaftler Sherry Arnstein 
(1969) und Wright (2010)
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Politische Partizipation ist 
ein weiteres Kernelement 
von Inklusion
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Instrumen‐
talisieren

Die Belange der Zielgruppe spielen keine Rolle. 
Entscheidungen werden außerhalb der Zielgruppe getroffen, und die Interessen dieser 
Entscheidungsträger stehen im Mittelpunkt.
Zielgruppenmitglieder nehmen eventuell an Veranstaltungen teil, ohne deren Ziel und 
Zweck zu kennen.
Stichworte: „Dekoration“, „Manipulation“, …

Anweisen, 
Erziehen

Die Lage der Zielgruppe wird wahrgenommen, jedoch ausschließlich oder überwiegend als 
mit „Defiziten behaftet“. 
Ziel von Entscheidern ist dabei, beschriebene Defizite („Benachteiligungen“) dadurch zu 
beseitigen, dass Menschen aus der Zielgruppe zum richtigen Verhalten „erzogen“ werden 
sollen.
Wegen angeblicher Defizite werden Mitglieder der Zielgruppe nicht für kompetent / 
entscheidungsfähig gehalten.
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Informieren Die Entscheidungsträger teilen der Zielgruppe mit, welche Probleme die Gruppe (aus Sicht 
der Entscheidungsträger) hat und welche Hilfe sie benötigt, z.B. Basisinformationen. 
Das Vorgehen der Entscheidungsträger wird erklärt (und begründet).
Stellungnahmen der Zielgruppe werden (nur) zur Kenntnis genomen.

Miteinander 
sprechen / 
„einbeziehen“

Die Entscheidungsträger interessieren sich (nicht selten nur scheinbar) für die Sichtweise 
der Zielgruppe.
Mit den Mitgliedern der Zielgruppe wird zwar gesprochen, diese haben jedoch keine 
Kontrolle darüber, ob ihre Sichtweise Beachtung findet.
Die Zielgruppe nimmt zwar formal an Entscheidungsprozessen teil, indem (ausgewählte) 
Personen aus der Zielgruppe (oft Personen, die den Entscheidungsträgern nahe stehen) in 
Entscheidungsgremien sitzen. 
Die Teilnahme der Zielgruppe hat keinen verbindlichen Einfluss auf den 
Entscheidungsprozess.
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Politische Partzipation

Formelle 
„Anhörung“

Die Entscheidungsträger sind meist auf Grund gesetzlicher Vorgaben oder anderer 
Regelungen gehalten die Zielgruppe oder deren Vertretern in einem fomellen Verfahren
„anzuhören“.
Das Ergebnis der Anhörung ist zu dokumentieren und nach diskriminierungsfreier 
Abwägung (einschließlich Begründungen) nachvollziehbar zum Bestandteil des 
Entscheidungsprozesses zu machen.
Rechtsmittel sind dabei nicht ausgeschlossen.

(z.B. BauGB, UWG, UmwRG, PBerfG, BNatSchG, Verbraucherschutzgesetze) 
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Formelle 
Anhörung
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Dilemma:

Die Einhaltung der Vorgaben aus dem PBefG 
und damit sowohl die Anhörungsverpflichtung 
als auch die Barrierefreiheit überhaupt, sind 

nicht einklagbar.
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Politische Partizipation

Politische Partizipation

Formelle 
Anhörung
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Politische Partizipation

Politische Partizipation

Exklusiv in Mönchengladbach
Anhörungskommission des 
Planungs‐und Bauausschusses

Formelle 
Anhörung
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Mitbestimmen Die Entscheidungsträger halten Rücksprache mit Vertretern der Zielgruppe. 
Darüber hinaus kann es auch zu Verhandlungen zwischen der Zielgruppenvertretung und 
den Entscheidungsträgern zu wichtigen Fragen kommen. 
Die Zielgruppenmitglieder haben ein Mitspracherecht, jedoch keine alleinigen 
Entscheidungsbefugnisse.

Partielle 
Entscheidungs‐
kompetenz

Ein Beteiligungsrecht stellt sicher, dass die Zielgruppe in Entscheidungen einbezogen wird. 
Die Entscheidungskompetenz der Zielgruppe ist jedoch auf bestimmte Aspekte des 
Entscheidungsprozesses oder der Projektarbeit beschränkt. 
Obwohl der Anstoß für Interventionen von anderen außerhalb der Zielgruppe kommt, 
werden bestimmte Entscheidungen ausschließlich von der Zielgruppe getroffen.

Entscheidungs‐
macht

Eine Maßnahme bzw. ein Projekt wird von Mitgliedern der Zielgruppe selbst initiiert und 
durchgeführt.  Häufig entsteht die Eigeninitiative aus eigener Betroffenheit. 
Die Entscheidungen trifft die Zielgruppe eigenständig und eigenverantwortlich. 
Die Maßnahme oder das Projekt wird jedoch von anderen außerhalb der Zielgruppe 
geleitet, begleitet und/oder betreut.
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Politische Partizipation ist 
auf Grundlage der UN-BRK ein 
Kernelement von Inklusion

Relevante Partizipationsstufen
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Politische Aktivität bedeutet, …

… dass es essentiell für politische Partizipation ist, dass sie auch 
tatsächlich praktiziert wird.

… dass sich verschiedene Menschen aktiv in der Kommunalpolitik 
beteiligen.  

Wir haben gelernt, wie Interessenvertre-
tungen unter welchen Randbedingungen mit 
der Möglichkeit umgehen können, politische 
Partizipation zu praktizieren, nämlich

• aktiv, indem sie selbst entscheiden 
welche Themen sie bearbeiten möchten, 
oder

• reaktiv, indem sie sich mit (nur) 
Themen befassen, die in Form von 
Anfragen aus Verwaltung und Politik auf 
sie zukommen.

Offen ist noch, wie Verwaltung und Politik einer Kommune mit der 
Verpflichtung umgehen, politische Partizipation zu praktizieren. 
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Politische Aktivität bedeutet auch, dass Verwaltung und Politik 
einer Kommune ihrer Verpflichtung zur politischen Partizipation 
nachkommen.

Das WIE ist so unterschiedlich und so speziell, wie die Kommunen 
und ihre Verantwortlichen.

Daher sollen hier auch nur spezielle Verhältnisse (am Beispiel 
Mönchengladbach) näher betrachtet.

Pressemitteilung vom 13. Mai 2014:

„Stadt verstärkt Inklusionsprozess 

Oberbürgermeister Norbert Bude und 
Verwaltungsvorstand verabschieden Erklärung
Der Verwaltungsvorstand unter Leitung von Oberbürgermeister 
Norbert Bude wird zukünftig den Inklusionsprozess in der 
Stadtverwaltung stärken. …“ (Auszug Ende)

Daraus konnte man 
zunächst ableiten, dass  
damit in der 
Mönchengladbacher 
Stadtverwaltung ein 
notwendiger TOP-
DOWN-Prozess 
„Inklusion“ angestoßen 
worden sei …
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Diese „Verpflichtung“ 
wurde von seinen 
Nachfolgern im Amt 
weder widerrufen 
noch modifiziert und 
hat demnach 
weiterhin Gültigkeit !
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Kein Behinderten-
beirat !

Akteursgruppen  
mit Bezug zu 
Inklusion und 
damit zu 
Barrierefreiheit 
und politischer 
Partizipation

Beispiel 
Stadt  Mönchengladbach
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„Der Behindertenbeauftragte …“
Seit 2011/2012: 
 „Die Inklusionsbeauftragte …“ 
 Stabstelle Inklusion

Kein Behindertenbeirat !

Strukturierte Politische Partizipation (Zielprozess)

Erlassen mit Wirkung 
vom 17. Oktober 1994

Aufgaben der 
Verwaltung 
gemäß § 16 der 
Hauptsatzung 

Beispiel 
Stadt  Mönchengladbach

Kein Behindertenbeirat !

Hauptsatzung § 16 (3)
„Der Behindertenbeauftragte ist im 
Rahmen seines Aufgabenbereiches 
an allen Vorhaben so frühzeitig zu 
beteiligen, dass seine Initiativen, 

Anregungen, Vorschläge, Bedenken 
oder sonstige Stellungnahmen 
berücksichtigt werden können. 
Ihm sind zur Erfüllung seiner 

Aufgaben die notwendigen Mittel, 
Informationen und Unterlagen zur 

Verfügung zu stellen.
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Stichwort: „Testat“ für die 
Akquisition von Fördermitteln

Strukturierte Politische Partizipation (Zielprozess)

Erlassen mit Wirkung 
vom 17. Oktober 1994

Aufgaben der 
Verwaltung 
gemäß § 16 der 
Hauptsatzung 

Beispiel 
Stadt  Mönchengladbach

Kein Behindertenbeirat !

Hauptsatzung § 16 (5)
„Der Behindertenbeauftragte ist 

im Rahmen der Anhörungen nach 
§ 3 Gemeindeverkehrs-

finanzierungsgesetz (GVFG), der 
Nahverkehrsplanung im 

Öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) sowie an den 

Zielvereinbarungen zur 
Herstellung der Barrierefreiheit 

für Menschen mit Behinderung zu 
beteiligen.“
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Erlassen mit Wirkung 
vom 17. Oktober 1994

Aufgaben der 
Verwaltung 
gemäß § 16 der 
Hauptsatzung 

Beispiel 
Stadt  Mönchengladbach

Kein Behindertenbeirat !

Hauptsatzung § 16 (4)
„Der Behindertenbeauftragte nimmt 

Anregungen der Bürger zu den 
Belangen der Menschen mit 

Behinderungen auf. 
Er arbeitet zur Wahrnehmung seiner 

Aufgaben eng mit den örtlichen 
Organisationen und Verbänden der 

Hilfe für Menschen mit 
Behinderungen zusammen.“
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Beispiel 
Stadt  Mönchengladbach

Kein Behindertenbeirat !

Kommunikation 
& Interaktion
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Beispiel 
Stadt  Mönchengladbach

Kein Behindertenbeirat !

Kommunikation 
& Interaktion
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Dipl.‐Ing. Bernhard Wilms

Handlungsbedarf
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Handlungsbedarf beim Thema „Politische Partizipation“

 Strukturierte Partizipationsprozesse 

 Federführung & Taktgebung durch die Fachbereiche sowie 
ggf. durch Beteiligungsunternehmen

 Stellungnahme  verwaltungsinterner Organisationseinheiten (OE) 

 Davon unabhängige Stellungnahmen von Bürgern, Menschen 
mit Behinderungen und deren Verbände und weitere Betroffenen 
(incl. Mobilitätsverbände wie Pro Bahn, VCD, ADFC, FUSS e.V., …)

 Transparente und öffentliche Dokumentation aller
Stellungnahmen in Maßnahmenakten

 …

46

Po
lit

is
ch

e 
Pa

rt
iz

ip
at

io
n



Dipl.‐Ing. Bernhard Wilms

Po
lit

is
ch

e 
Pa

rt
iz

ip
at

io
n Strukturierte Politische Partizipation (Zielprozess)

Taktgeber

auch Beteiligungsunternehmen
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Taktgeber

auch Beteiligungsunternehmen

Strukturierte Politische Partizipation (Zielprozess)

Hauptsatzung
§16 (5)
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optional optional

!
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Planungsrunden arbeiten ggf. in einem iterativen
Prozess, um die Planungen weiterzuentwickeln und ggf. 
zu verbessern. 
Dabei werden die Inhalte ggf. in mehreren 
Partizipationstreffen so lange überarbeitet, bis die 
Teilnehmer mit dem Ergebnis zufrieden sind oder 
beschlossen wird, dass das bis dahin erreichte Ergebnis 
der Politik zur Entscheidung vorgelegt wird.

https://www.mitarbeit.de/publikatio
nen/shop/die_kunst_sich_nicht_ueb
er_den_runden_tisch_ziehen_zu_las
sen/

TIPP
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optional optional
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Dipl.‐Ing. Bernhard Wilms

Strukturierte Politische Partizipation (Zielprozess angelehnt an BauGB)
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Dipl.‐Ing. Bernhard Wilms

Strukturierte Politische Partizipation (Zielprozess angelehnt an BauGB)
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Dipl.‐Ing. Bernhard Wilms

Strukturierte Politische Partizipation (Zielprozess angelehnt an BauGB)
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Dipl.‐Ing. Bernhard Wilms

Exkurs in die Haftungsthematik in der Kommunalpolitik 
• Haftungsgrundlage in NRW: § 43 Abs. 4 NRWGO

• Ratmitglieder können zur Haftung herangezogen werden, wenn sie vor-
sätzlich oder grob fahrlässig ihrer Pflicht gegenüber der Gemeinde nicht 
nachkommen und sich damit gegenüber den Bürgern schädigend handeln. 

• Grob fahrlässig handelt, wer einen Schaden durch einfache und naheliegende 
Verhaltensweisen hätte verhindern können und diese außer Acht gelassen hat.

• Nach ständiger Rechtsprechung des BGH gelten für Mitglieder kommunaler 
Vertretungskörperschaften keine „mildernden“ Sorgfaltsmaßstäbe.

• Entscheidend ist damit, was von einem „Durchschnittsgemeindevertreter“ erwartet 
werden kann, es also irrelevant ist, ob dieser von Beruf beispielweise Fahrrad-
händler, Lehrer, Bauplaner, Anwalt oder Rentner ist.

• Fehlt ihm zu einem Sachverhalt die notwendige Sachkenntnis, muss er sich notfalls 
Rat und/oder Empfehlungen Dritter einholen.

• Es hängt also nicht von persönlichen Kenntnissen und Fähigkeiten ab.

• Ein bloßes „hab‘ ich nicht gewusst, ich bin doch nur …“ reicht nicht aus, um grobe 
Fahrlässigkeit zu verneinen.

56



Po
lit

is
ch

en
 P

ar
ti

zi
pa

ti
on

Dipl.‐Ing. Bernhard Wilms

Danke fürs Interesse … bis hierher …

Politische Partizipation

Grundsätzliches 
& 

Praktisches


